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Redakteur Dr. Schadeberg.

ä Z1. Halle, Donnerstag den 7. Februar 1850.
Hierzu eine Beilage.

Deutſchland.
Berlin, d. 4. Febr. Die erſte Kammer hielt heute

zwei Sitzungen, in denen über folgende Gegenſtände verhan-
delt wurde: 1) Bericht der Kommiſſion zur Erwägung des
dringenden Antrags des Abg. Knoblauch, welcher das Staats
ſchuldenweſen in derſelben Weiſe zur Sprache brachte,
wie es ſchon auf dem erſten vereinigten Landtage geſchehen,
aber damals zurückgewieſen worden war. Nach der Verord-
nung vom 14. Januar 1820 war nämlich den damals verhei-

ßenen Reichsſtanden die Kontrole über das Staatsſchuldenwe-
ſen vorbehalten.
ſo wurde eine andere Behörde mit deren Functionen beauftragt
und im Laufe der Ereigniſſe manches willkürlich geändert, bis
das Patent vom 3. Febr. 1847 eine neue Deputation, die ſo
genannte Schuldendeputation des vereinigten Landtags ſchuf.
Mit dem Landtage verſchwand aber im Frühjahre 1848 auch
dieſe Schuldenkommiſſion und damit ſchwanden auch die einzi-
gen Organe, an deren Mitwirkung die Thätigkeit der Haupt
verwaltung der Staalsſchulden geknupft iſt. Der Abg. Knob-
lauch beantragte nun, von der Regierung eine Geſetzesvorlage
zu extrahiren,
Vertretern des Volkes gebildet werden ſolle, und die Kammer
trat dem Antrage mit der Aeußerung bei, daß die Regierung
binnen 8 Tagen einen Entwurf vorlegen moge. i
rung erklärte ſich bereit, in der bemerkten Friſt den Entwurf
einzubringen.
Geſetz über die Polizeiverwaltung; 3) das Geſetz über die Ver-
einigung der Fürſtenthümer Hohenzollern mit Preußen in un-
veranderter Faſſung der zweiten Kammer 4) das Geſetz über
die Zertheilung von Grundſtücken und die Gründung neuer
Anſiedelungen eine Abaänderung des Geſetzes vom 3. Januar
1845; 5) das Ablöſungsgeſetz. Der Minſter des Jn-

Da aber Reichsſtande nicht gewahrt wurden,

wonach eine neue Schuldenkommiſſion aus den

Die Regie

2) Angenommen wurden folgende Geſetze: das

nern eröffnete die Debatte mit einer Rede, in der er die Geg-
ner des von der Regierung eingebrachten Abloöſungs-Geſetzent-
wurfes in drei Klaſſen theilte: „die Einen ſtellen ſich auf den

ſtreng privatrechtlichen Boden und wollen der Geſetzgebung keine
Macht darüberhinaus geſtatten die anderen wollen das Geſetz
ſo unklar als moöglich machen
und die dritten bekämpften den Entwurf, ohne ihn zu kennen

damit es in Mißkredit gerathe

und zu wiſſen, warum es ſich handelt, weil ſie nur Neigung
zur Oppoſition haben.“ Jm Uebrigen erklärte die Regierung
mit Nachdruck, wie ernſt ſie die Vorlage nehme und obwohl
ſie ſich Verbeſſerungen nicht verſchließe, ſo halte ſie doch an dem
ausgeſprochenen Prinzip feſt. Von Gaffron und v. Jtzen
plitz, beide aus Schleſien, vertheidigten die Regierungsvorlage
gegen die Angriffe der Gegner, unter denen ſich vorzüglich der
ſonſt ſo achtbare Amtsrath Koppe auf Wollup, ein Do-
mainenpachter durch die ſonderbarſten Behauptungen aus
zeichnete. Nach ſeiner Anſicht bedurfe es keiner allgemei-
nen Beſtimmungen uüber die Ablöſung „weil jeder ein-
zelne Fall durch verſtändige und wohlwollende Beamte
leicht entſchieden werden könne.“ „Wozu rufe man Un-
ruhe ins Land und erledige nicht lieber die vorhandenen
Faälle, wozu menge man ſich in Privatverhältniſſe, warum
wolle man mit Gewalt die Naturalabgaben aufheben, die doch
niemals Schwierigkeiten machten.“ Ja in ſeiner geiſtlichen Be
fangenheit ging er ſo weit, den Oberpraſidenten von Patow
anzuklagen als den Urheber aller ins Land geſchleuderten Unruhe.
Der Miniſter des Jnnern erwiderte, daß die Dienſte, um die
es ſich in dem vorgelegten Geſetzentwurfe handle, mehr und mehr
ihren Werth verlieren. Jn Oeſterreich haben die Berechtigten fur
die Ablöſung derſelben faſt gar nichts erhalten. „Das Fortbe
ſtehen der Naturalabgaben iſt mit dem Jnſtitute der Renten-
banken ganz unvereinbar.“ Es hatte noch hinzugefügt werden
können, daß die Naturalabgaben als Reſt der mittelalterlichen
Naturalwirthſchaft ein ſchroffer Wiederſpruch gegen die moder
ne Staats-, Volks- und Geldwirthſchaft iſt. Sehr erheiternd
waren in der Abendſitzung die Ausfalle des Abg. von Gerlach,
welcher abermals die Gelegenheit ergriff, ein bedeutendes Stuck
ſeiner verderblichen Staatstheorie zur Schau auszulegen. Er
ſprach wieder über Rechtsgefuhl und Sittlichkeit, die durch ge
ſetzliche Entfernung druckender und wohl auch bisweilen un
gerechter und gemeinverderblicher Abgaben vergiftet werden.
Hanſemann widerlegte derb und treffend den Abgeordneten
der äußerſten Rechten und nachdem eine Fluth von Amendements,
welche die Herren von BethmannHollweg, Trieſt, Jtzenplitz u. A.
zu Verfaſſern hatten, eingebracht und verworfen worden war,
nahm die Kammer die H. 1-—3 nach den Antragen der Com
miſſion an und vertagte ſich bis zum 5 d.
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Jn der zweiten Kammer kam der Bericht der Finanz-
kommiſſion uber den Geſetzentwurf zur Einführung einer
Einkommen- und Klaſſenſteuer zur Verhandlung und
ſollten folgende Kardinalfragen entſchieden werden 1) iſt die ge-
genwartige Mahl und Schlachtſteuer, 2) iſt die gegenwärtige
Klaſſenſteuer aufzuheben? 3) Soll an Stelle der aufgehobenen
Steuern eine Klaſſenſteuer oder 4) eine Einkommenſteuer treten?

Die Finanzcommiſſion hatte ſich in ihrem Berichte mit den
Grundſatzen einverſtanden erklart, welche die Regierung in dem
Geſetzentwurfe aufgeſtellt hatte, hatte aber nicht unwichtige Ver
beſſerungen vorgeſchlagen. Der Finanzminiſter ſprach dagegen
aus daß die Regierung ihrerſeits die Kommiſſionsvorſchlage als
wirkliche Verbeſſerungen billige und anerkenne, daß ſie aber ei-
nen Antrag des Abgeordneten Pochhammer, welcher die Ein
führung einer neuen Klaſſenſteuer und einige Modificationen in
der Mahl und Schlachtſteuer zum Zweck habe, bekämpfen wer-
de. Jn der allgemeinen Debatte traten die berliner Deputirten
Ulfert, Groddeck, Ohm und Pochhammer gegen die Einführung
d.r Einkommenſteuer auf, welchen die Abgeordneten Riedel und
v Beckerath entgegentraten. Zum Schluß der Sitzung ſprach
noch der Regierungscommiſſar zur Vertheidigung des Entwurfs
und der Commiſſionsantrage. Die allgemeine Discuſſion wird
in der nächſten Sitzung fortgeſetzt werden.

Berlin, d. 4. Febr. Die Verhandlungen des Schwur-
gerichts gegen die Steuerverweigerer haben mit dem heutigen
Tage ihren Anfang genommen. Den Erwartungen von einem
großen Andrang des Publikums wurde durchaus nicht entſpro-
chen, da ſich der Zuhörerraum während der ganzen Sitzung
nicht einmal fullte. Jm Sitzungsſaale ſelbſt waren bedeutende
Aenderungen vorgenommen worden. Die Anklagebank iſt be
deutend vergrößert worden und reicht bis in die Mitte des
Saales hinein. Trotz dieſer Erweiterung iſt ſie dennoch nicht
vermögend, die Angetlagten ſämmtlich zu faſſen und es müſſen
die übrigen, mehr denn 12 Angeklagte, noch auf den für die
Zeugen beſtimmten Banken Platz nehmen. Nach halb 10 Uhr
eröffnete der Appellationsrath v. Caprivi die Sitzung mit der
Anzeige an die Staats Anwaltſchaft, daß bei der Große des
Prozeſſes es nöthig geweſen ſei, 2 Erganzungsrichter zu wahlen,
ſo daß das Kollegium für dieſe Verhandlung außer aus dem
Vorſitzenden noch aus den Beiſitzern: Stahn, Groſchuff,

Hartung, Buchalski und Bindewald
beſteht.

Die Staats Anwaltſchaft wurde, wie dies ſchon bei dem
Waldeckſchen Prozeß der Fall geweſen, durch mehrere Mitglie-
der, Obergerichts- Aſſeſſor Riem und den Aſſeſſor v. Radike
vertreten. Die Namen der Angeklagten wurden verleſen und
es ergab ſich dabei, daß nur die Angeklagten Bürgermeiſter
Plath, Bauergutsbeſitzer Hansmann, Hausbeſitzer Nenn-
ſtiel, Müller Kabus, Schullehrer Ag galt und Referend.
Schramm ausgeblieben, die andern Angeklagten jedoch erſchie-
nen waren. Der Vorſitzende theilte hierauf mit, daß der An
geklagte Schramm nicht habe ausfindig gemacht werden kon
nen, und daß deshalb die Verhandlung gegen ihn ausgeſetzt
werden müſſe. Als Defenſoren waren anweſend: Advokat
Vollmar, Advokat Dorn und Juſtiz-Kommiſſarius Gall.

Es traten die Geſchworenen ein, von denen 35 erſchienen
waren. Der Vorſitzende machte ſowohl die Geſchworenen als
auch die Angeklagten mit der Art der Bildung des Schwur-
Gerichts bekannt, und da außer den 12 wirklichen Geſchwore
nen noch 4 Erganzungs- Geſchworene ernannt werden ſollten,
ſo ſtanden der Staats Anwaltſchafi 9, den ſämmtlichen Ange
klagten jedoch 10 Ablehnungen zu. Als zur Wahl geſchritten
werden ſollte, nahm Vertheidiger Dorn das Wort: Mehrere
von ſeinen Klienten haben beim Appellations- Gericht einen

Proteſt eingereicht, worin ſie die Bedenken gegen den Vorſitzen
den des Gerichts vorgetragen.
Bezug genommen, daß der Vorſitzende in dem ganz ähnlichen
Falle in Brandenburg in dem Prozeß gegen den Bürgermeiſter
Ziegler im Reſumé ſeine Meinung über die Strafbarkeit der
Steuerverweigerung ausgeſprochen habe, weshalb die Angeklag-
ten glaubten, daß, wenn ein ſolches Urtheil bereits öffentlich
ausgeſprochen worden dies ein Hinderniß ſei, daß eine unbe
fangene Erörterung der jetzigen Anklage ſtattfinden könne. Er
wolle ſich deshalb erlauben, dem Gerichtshofe anheimzugeben,
die Verhandlung ſo lange auszuſetzen, bis eine Entſcheidung
des Appellationsgerichtshofes eingetroffen ſei.

zuſtehenden Rechte Gebrauch machen müßten. Herr v. Capri-
vi erwiderte hierauf, er ſei weit entfernt, dies als eine Kran
kung anzuſehen er halte es aber für ſeine Pflicht, da das
Präſidium des Appellationsgerichts ihn für dieſe Sitzungsperiode
zum Vorſitzenden berufen, ſo lange in ſeiner Stellung zu ver
weilen, bis er von dieſer wieder abberufen werde. Auf eine
Erörterung in Betreff der Bedenken, werde er ſich nur dem
Appellationsgericht gegenüber einlaſſen und bis zum Eirgange
der Entſcheidung ſein Amt ferner verwalten. Der Präſident
befragte nun die Angeklagten, ob ſie einem der Vertheidiger
den Auftrag der Ablehnung gegeben hätten, worauf ein Ver
theidiger erwiderte, dies ſei nicht geſchehen, da den Angeklag-
ten die Liſten der Geſchworenen nicht, wie es das Geſetz vor
ſchreibe, eingehändigt worden ſeien. Nichtsdeſtoweniger wurden
die Angeklagten daran keinen Antrag knüpfen, und er daher
die Ablehnungen übernehmen.

Es wurde nun zur Wahl der Geſchwornen geſchritten. Es
wurden folgende 12 Geſchworne angenommen: Gain, Hoöpke
Guüßfeldt, Knaacke, Bonzel, Kalkbrenner, Kolbe,
Metzenthin, Kaumann, Junge, Neiff und Otto
außerdem die 4 Ergänzungsgeſchwornen: Kipferling, Jmme,
Kade und Meisnitzer. Abgelehnt von der Staatsanwaltſchaft
wurden: Wernicke, Felſing, Ebeling; vom Vertheidiger:
Fehrmann, Roſe, Reuter, Gerold, Berner, Kööhne
Kein, v. Pallandt und Koblank. Nachdem ſo das Ge-
richt gebildet war, fand die Verleſung der Anklage ſtatt
Saämmtliche Angeklagte ſind beſchuldigt, durch Verbreitung des
Steuerverweigerungs Beſchluſſes die Krone zwingen zu wollen
das Miniſterium Brandenburg zu entlaſſen, und haben ſich
dadurch eines nach Z. 167. Tit. 20. Th. II. des Allgemeinen
Landrechts zu beſtrafenden Aufruhrs ſchuldig gemacht. Nach
Beendigung der Verleſung befragte der Vorſitzende zuerſt die
Staats-Anwaltſchaft, ob dieſelbe ſofort ihre Antrage in Bezug
auf die nicht erſchienenen Angeklagten ſtellen wolle, was jedoch
von derſelben bis nach Schluß der Beweisaufnahme verſchoben
wurde. Den Angeklagten wurde nun die übliche Frage vorge
legt, ob ſie ſchuldig oder nicht ſchuldig ſeien ſie antworteten
darauf ſammtlich: nichtſchuldig! Hierauf wurden ſie einzeln
über ihre Perſonalien und ihre Verhältniſſe befragt und es er-
gab ſich daraus was wir im Laufe der Verhandlung mitthei
len werden, daß viele von ihnen, die Meiſten, wegen Theil-
nahme an verbotenen Verbindungen bereits beſtraft ſind.

Mit dieſem Geſchäft wurde die Verhandlung geſchloſſen
und die ſpezielle Vernehmung der Angeklagten, ſo wie die Be
weis Aufnahme auf Dienstag fruh 9 Uhr angeſetzt.

Berlin, d. 4. Februar. Jn mehreren Blattern findet ſich
das Gerücht, die Regierung beabſichtige einzelne Beamte, welche
gegen die Königliche Botſchaft in den Kammern geſtimmt, ih
res Dienſtes zu entlaſſen oder zur Dispoſition zu ſtellen. Die
Parlaments Korreſpondenz nimmt dieſes Gerücht auf und er

Die Angeklagten haben darauf

Er hoffe indeſſen,
daß dies durch aus keine Veranlaſſung zu einer Krankung des
Vorſitzenden ſein werde, da die Angeklagten von jedem ihnen
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weckt damit leicht den Schein ſeiner Zuverlaſſigkeit, weil ſie,
wie bekannt, in nahen Beziehungen zu der Kammerfraktion
ſteht, welcher die bezeichneten Beamten zum größeren Theil an
gehören. Eine direkte Widerlegung ſcheint uns nicht nothwen-
dig, da im Verlauf der Zeit ſelbſt das Gerucht ſich als vollig
aus der Luft geſchöpft herausſtellen wird. Ein Anlaß zu einer
ſolchen Annahme war aber um ſo weniger gegeben, da man
nach den bisherigen Erfahrungen, obwohl ſehr eklatante Fälle
eines Konfliktes der parlamentariſchen und der amtlichen Stel
lung der Abgeordneten vorgekommen ſind, der Regierung gewiß
nicht vorwerfen konnte, daß ſie in dieſem Punkte bereits die
Konſequenzen des franzöſiſchen Konſtitutionalismus adoptirt

habe. (C. C.)Der Preuß. Staats Anzeiger enthalt folgenden Erlaß an
ſämmtliche Koönigl. Regierungen excluſive Koöslin, Stralſund,
Erfurt, Arnsberg, Aachen, Trier und Münſter:

Die Gefahr eines großen Hochwaſſers welche zum Frühjahr droht,
und welche durch den lange anhaltenden Froſt, ſo wie durch die vorhan-
denen Eisverſetzungen in einigen Flüſſen verſtärkt wird, veranlaßt uns,
die Königlichen Regierungen zur beſonderen Wachſamkeit aufzufordern.
Insbeſondere iſt dafür zu ſorgen daß die Nachrichten über das ankom-
mende Hochwaſſer ſchnell und ſicher den Strom entlang befördert werden,
daß die Materialien zum Schutz der Deiche in reichlichem Maße bereit
ſtehen daß die Geſtellung der Mannſchaften und deren Leitung bei der
Deichvertheidigung für jede einzelne Deichſtrecke gehörig organiſirt wird,
was namentlich da ſofort geſchehen muß wo geregelte Deichverbände nicht
exiſtiren daß endlich die Bewohner der bedrohten Niederung darauf
aufmerkſam gemacht werden zeitig für die Rettung der Menſchen des
Viehs und der Vorräthe Vorſorge zu treffen.

Wir dürfen hoffen, daß die Uferanwohner bereitwillig auf die Siche
rungsmaßregeln der Verwaltungs Behörden eingehen werden. Wo dies
aber auch nicht der Fall ſein ſollte, da hat die Königliche Regierung von
der ihr durch das Geſetz (88. 4, 25, 26 des Geſetzes über das Deichweſen
vom 28. Januar 1848) verliehenen Befugniß energiſch Gebrauch zu ma
chen. Sollten die Vorſichtsmaßregeln durch eine glückliche Geſtaltung des
Schneeabganges auch zum Theil nachträglich als unnöthig erſcheinen, ſo
wird die Verwaltung einen ſolchen Vorwurf leichter tragen, als die Ver-
antwortung für eintretende Unglücksfälle, welche durch kräftiges Einſchreiten
hätten vermieden werden können.

Berlin, den 2. Februar 1850.
Für den Miniſter für landwirth-

ſchaftliche Angelegenheiten.
Jm Allerhöchſten Auftrage.
(gez.) von Manteuffel.

Die Nachricht, daß Se. Koönigl. Hoheit der Prinz von
Preußen am 5. hier eintreffen ſollte, um der Beſchwoörung der
Verfaſſung beizuwohnen, beſtätigt ſich nicht. Man hort viel
mehr heute, daß Se. Königl. Hoheit für die nächſte Zeit hier
nicht zu erwarten iſt.

Seit vorgeſtern ſoll in Folge perſoönlicher Annaherung eine
Verſtändigung zwiſchen der preußiſchen und mecklenburg-ſchwe-
rinſchen Regierung in naher Ausſicht ſtehen. Herr v. Schlei-
nitz, der von ſeiner Krankheit wieder geneſen iſt ſoll das Ver-
dienſt haben, weſentlich zu der nahe bevorſtehenden Ausgleichung
der Differenzen beigetragen zu haben.

Alle formellen Schwierigkeiten, welche bisher bei den hier
ſtattfindenden Friedensunterhandlungen mit Dänemark obwalte-
ten, ſollen jetzt gänzlich beſeitigt ſein.

Zum Volkshauſe des deutſchen Parlaments wurden ferner
gewahlt: Tilſit: Pfarrer Jordan; Danzig: Juſtizrath Grod-
deck; Gerdauen-Friedland: Graf Egloffſtein; Belgard-Schie-
velbein: Appellations-Gerichts-Praſident v. Gerlach; Greifs-
wald-Grimmen: Gutsbeſitzer v. Wedell. Menzlin; Grau-
denz: Prof. v. Kries; Roſenberg: A. v. Auerswald; So-
rau: Landrath v. Dürandt; St. Wendel: Berghauptmann
v. Dechen; Prum: Ober-Prokurator Deuſter; Buren:
GymnaſialOberlehrer Dr. Leßmann Bernkaſtel: Gutsbeſitzer
A. Böoöckingz Fernſtadt: Dr. Falk; Siegen: Kaufmann G.
Meviſſen; Wiedenbruck: Staatsminiſter v. Bodelſchwingh;
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Schlawe: Reg.- Rath v. Senden; Cöslin Polizei Director
Braun; Stargardt: W. G. R. v. Maſſow; Fritzlar: Ober
Gerichts-Anwalt Henkel.

Aus Norddeutſchland, d. 29. Jan. Die von der
Bundescommiſſion ſoeben gefaßten Beſchluſſe in der ſchleswig
holſteiniſchen Angelegenheit ſind um ſo wichtiger, als ſie durch
Dänemark veranlaßt wurden und ſich auf den bekannten Bun
desbeſchluß vom 17. September 1846 beziehen. Daänemark ver
langte, daß Preußen eine Vollmacht von der Bundescommiſſion
behufs Abſchließung des Friedens beibringen ſolle, und erklarte,
bevor dieſe erlangt ſei, die Verhandlungen in Berlin nicht be
ginnen zu wollen. Preußen ſah ſich daher genoöthigt, dieſe
Vollmacht beizubringen. Die Bundescommiſſion erklarte nun
in jenen Beſchlüſſen, daß ſie Namens des deutſchen Bundes
Preußen bevollmächtige, die Friedensunterhandlungenfortzuführen,
den Friedensabſchluß jedoch von der Genehmigung ſammtlicher deut
ſchen Regierungen abhängig mache ferner, daß ſie mit Hinweiſung
auf den Bundesbeſchluß vom 17. Septbr. 1846 in Veranlaſſung
des „Offenen Briefes“ den Waffenſtillſtand vom 10. Juli und
die in demſelben enthaltenen Friedenspraäliminarien nicht aner-
kenne und daß, bevor der Friede zwiſchen Dänemark und dem
deutſchen Bunde geſchloſſen ſei, ſie den Bevollmächtigten Dä-
nemarks, den Hrn. v. Bülow, nicht annehmen werde. Die
vermeintliche Liſt des daäniſchen Cabinets iſt hier wieder zum
größten Nachtheile Dänemarks ausgeſchlagen es wollte Preu-
ßen eine Verlegenheit bereiten und ſich beſſere Bedingungen ver
ſchaffen, indem es meinte, durch jene Forderung die Bundes-
commiſſion und durch dieſe Oeſterreich bei den Verhandlungen
betheiligen zu können. Hier bewahrte ſich nun recht das alte
Sprichwort: Wer Andern eine Grube graäbt, fällt ſelbſt hin
ein“; denn durch obige Beſchlüſſe iſt Dänemarks Sache in eine
verzweifelte Lage gebracht, indem es einen Beſchluß der ober-
ſten Behörde des deutſchen Bundes hervorgerufen hat, durch
welchen es alle Vortheile der Berliner Convention verliert. Um
dies deutlich zu erkennen, muß man ſich an die Vorgänge im
Jahre 1846 erinnern. Nach Erlaſſung des offenen Briefes leg-
ten die Agnaten bei der Bundesverſammlung Proteſt gegen
denſelben ein und die holſteiniſche Ständeverſammlung wandte
ſich mit einer Eingabe eben dahin. Die Bundesverſammlung
forderte darauf eine Erklärung von dem daäniſchen Bundestags-
Geſandten, die dieſer am 7. Septbr. erſtattete, in welcher es
unter Anderm heißt: Die Verbindung der Herzogthümer beſtehe
ihrem Weſen nach darin, daß beide Herzogthümer alle offent-
lichen Rechts verhältniſſe mit einander gemein haben und daß
nach den ertheilten Aufklärungen der Jnhalt des offenen Brie-
ſes weder den Rechten des Bundes, noch den Rechten der Agna-
ten, uoch den Rechten der holſteiniſchen Stande zu nahe tritt.
Nach dieſer Erklärung erfolgte der Bundesbeſchluß vom 17.
September, in welchem die Bundesverſammlung, unter Vor-
behalt der Geltendmachung ihrer verfaſſungsmaßigen Competenz
in vorkommenden Fällen, die Erwartung ausſpricht, daß der
König von Dänemark „die Rechte Aller und Jeder, insbeſon
dere aber die des deutſchen Bundes, erbberechtigter Agnaten
und der geſetzmäßigen Landesvertretung Holſteins, beachten
werde.“ Daß die Bundescommiſſion an dieſem Beſchluſſe und
an den aus demſelben folgenden Conſequenzen feſthält, iſt um ſo
wichtiger für Deutſchland, als ſowohl Dänemark wie die Groß-
machte die Gültigkeit deſſelben anerkannt haben. Dadurch iſt
zugleich anerkannt die Competenz des deutſchen Bundes, über
das Recht Holſteins auf die Verbindung mit Schleswig, wie
über die Succeſſionsfrage zu entſcheiden. Dies Letztere iſt um
ſo wichtiger, als nach der Berliner Convention die Succeſſions
frage nach Abſchluß des Friedens von den Großmächten auf
Vorſchlag des Königs von Danemark zu verhandeln waäre, wo



4

durch folglich die Gefahr ſehr nahe lag, daß Rußland, Frank
reich und England gegen Preußen und Oeſterreich dieſelbe zu
Gunſten Däanemarks entſchieden haben wurden, in welchem
Falle beide Herzogthümer für Deutſchland ewig verloren gewe
ſen waren, denn durch eine gemeinſame Erbfolge mit Dane-
mark wurden ſie mit dieſem, ohnerachtet ihrer inneren Verbin-
dung, eine daniſche Geſammtmonarchie bilden und ſtets mehr
und mehr von Deutſchland abgezogen werden. Dieſer Gefahr
wird dadurch vorgebeugt, daß uüber die Erbrechte des holſteini-
ſchen Hauſes auf die Herzogthümer nur der deutſche Bund und
die deutſchen Fürſten zu entſcheiden haben mögen die Groß-
machte alsdann uber die Succeſſion im Königreiche Danemark
jede beliebige Entſcheidung abgeben. Uns Deutſchen kann es
vollkommen gleichguültig ſein, welcher Furſt Jnhaber des dani-
ſchen Thrones wird, wenn der zukünftige Herzog von Schles-
wig- Holſtein dies nur nicht wird. Der daniſche Mannsſtamm
iſt dem Erlöſchen nahe, der König und ſein Vaterbruder, der
Erbprinz Ferdinand, ſtehen beide in vorgerücktem Alter, der
Erbfall kann daher in kurzer Zeit eintreten, und um ſo wich-
tiger iſt es für Deutſchland, daß nur deutſches Recht und
deutſche Jntereſſen in dieſer Angelegenheit zu entſcheiden haben
werden.

Kiel, d. 3. Februar. Jn der vorgeſtrigen Sitzung der
Landesverſammlung zeigte der Praſident an, daß ihm eine
Abſchrift einer Adreſſe an die Statthalterſchaft aus der Stadt
Schleswig mit 780 Unterſchriften überſandt worden ſei. Die
in dieſer Adreſſe geſtellte Bitte lautet:

Eine hohe Statthalterſchaft wolle nach nunmehr abgelaufenem Waf-
fenſtillſtand den geſetzloſen Zuſtand des Herzogthums Schleswig beſeitigen
und unangeſehen der ſpätern Folgen das untrennliche Schleswig Holſtein
mit Gewalt der Waffen ſofort wiederherſtellen. Schleswig den 28. Ja-
nuar 1850.

Bei unſerer Armee werden bereits Vorbereitungen getrof-
fen, die aältern Altersklaſſen zum 1. April, wenn nicht unvor-
hergeſehene Ereigniſſe eintreten, gänzlich zu entlaſſen dieſelben
vefinden ſich bis jetzt im Reſerveverband.

Das auf den herzogl. auguſtenburgiſchen Gütern
zu Gravenſtein ſeit mehreren Wochen ſtationirt geweſene Execu-
tionscommando iſt nunmehr abmarſchirt, ohne daß weder die
Steuern noch die Gebühren bezahlt ſind. Aus dieſem Umſtande
ſchließt man daß die Landesverwaltung von der Beitreibung
der Steuern abſtehen wird.

Wien, d. 2. Februar. Der Gratzer Zeitung wird aus
Temeswar vom 22. Januar geſchrieben, daß man der von Koſ-
ſuth entfuüührten Krone des heiligen Stephan auf die
Spur gekommen ſei.

Jtalien.
Der „Courier des Alpes“ laßt ſich aus Rom ſchreiben

Ein oſterreichiſches Armee- Corps wird unter dem Oberbefehle
des Baron d'Aspre nach Rom marſchiren, um das öoſterreichi
ſche Wappen im öſterreichiſchen Geſandſchaftshotel aufzupflan-
zen. Gleichzeitig mit dem Einzuge des Papſtes ſoll die er
wähnte Feierlichkeit ſtattfinden. Der Papſt wird die oöſterreichi
ſchen Truppen zurückbehalten, und Frankreich, welches einen
Theil ſeiner Truppen zuruückziehen wird, geſtattet es, daß Baron
d'Aspre öſterreichiſche Schildwachen am Quirinal und am Va
tican hinſtellt. Auf dieſe Weiſe wird wenigſtens eine Schwie-
rigkeit geloſt, und der Papſt behält Truppen zur Dispoſition,
bis er entweder die projektirte ſpaniſche Legion organiſirt, oder
vis er den Maltheſer-Orden rehabilitirt hat.

Jn Betreff des Oeſterreich zugeſchriebenen Projektes der
Abtretung eines Theiles der Lombardei wird der „Opinione“
aus Mailand vom 24. Jan. geſchrieben „Einem unſerer erſten
Banquierhäuſer wird aus Wien gemeldet, daß der erwähnte

Plan im Miniſterrathe beſprochen worden iſt und daß alle Mit
glieder des Cabinets zur Annahme deſſelben riethen. Fürſt
Schwarzenberg allein blieb unbeugſam, und ſeine Collegen wur
den endlich zum Nachgeben gezwungen. Der Finanz- Miniſter
Krauß ſoll jedoch zum Conſeils- Präſidenten geſagt haben:
„„„„Jhre Grunde ſind gut, im Fruhlinge werden wir uns jedoch
in der Lage befinden, daß wir uns nicht mehr aus der Sache
werden herausziehen können.““

Frankreich.
Paris, d. 2. Febr. Die ſchweizer Angelegenheit fängt

an, in einem hohen Grade die offentliche Aufmerkſamkeit zu
beſchäftigen. Es iſt außer allem Zweifel, daß Oeſterreich und
Preußen die Mitwirkung Frankreichs bei einer bewaffneten Jn
tervention in der Schweiz verlangt haben und daß die hieſige
Regierung beſonders wegen der von dort aus unterhaltenen Agi-
tation der öſtlichen Departements dieſem Anſinnen keinesweges
abgeneigt iſt. Das „Journal des Débats“ ſpricht heute die
Anſicht aus, daß die Regierung ſich wohl vorerſt nur paſſiv
verhalten und erſt nach Befinden der Umſtände, d. h. wenn in
Lyon und den umliegenden Departements ein Aufſtand ausbre
chen ſollte, einſchreiten werde. Abweichend von der Nachricht,
daß Sardinien ſich bereits zur Mitwirkung bei einer Jnterven-
tion gegen die Schweiz vollkommen geneigt erklärt habe, be
hauptet daſſelbe Blatt, daß die turiner Regierung auf die an
ſie geſtellte Anfrage die Antwort ertheilt habe, ſie wolle zuerſt
die Beſchlüſſe der franzöſiſchen Regierung abwarten. Die „Opi-
nion publique“ halt die Lage der Schweiz fur verzweifelt und
den Einmarſch Radetzky's von Lugano her und die Beſetzung
von Bern und Neufchatel durch die Preußen fur unausbleib-
lich. Die neueſten Vorgange in Griechenland ſind noch in
ein tiefes Dunkel gehüllt, das die Ankunft des nächſten Paket
bootes erſt aufklären kann. Doch ſcheint man hierorts ſehr ge
neigt, in den feindſeligen Maßregeln des Admirals Parker in
Folge ganz unbedeutender oder ſelbſt ungerechter Reklamationen
weit eher einen ſtrategiſchen Plan von allgemeiner politiſcher
Bedeutung, als eine beſchränkte Streitfrage mit Griechenland
zu erkennen. Die „Republique“ enthält folgende bemerkens-
werthe Betrachtung über dieſen Gegenſtand: „Bei den Planen
Rußlands gegen Konſtantinopel ſind Griechenland und Bevoöl-
kerungen von griechiſchem Urſprung oder griechiſcher Religion
beſtimmt eine wichtige Rolle zu ſpielen. Auf den Ruf des als
Befreier der chriſtlichen Bevölkerungen ſich darbietenden Ruß-
lands ſollen die griechiſchen Provinzen aufſtehen und durch eine
Diverſion im Jnnern die Vertheidigung des osmaniſchen Rei-
ches desorganiſiren. Unter dieſen Umſtänden muß das feindliche
Auftreten Englands gegen Griechenland als die Antwort Eng
lands auf die furchtbare Truppen Concentration am Pruth und
an der Donau betrachtet werden. Da England die Donau-
Provinzen mit ſeinen Flotten nicht erreichen kann, ſo ſucht es
wenigſtens eine von Rußland vorbereitete Diverſion zu laäähmen.
Dieſe Politik iſt energiſch und conſequent. England ſchickt ſich
als intereſſirter Beſchützer der Türkei an, dieſelbe zu Athen zu
vertheidigen, wo ſie nicht weniger bedroht iſt, als am Balkan.
Die nichisſagende, unſchluſſige, ſtumpfſinnige Politik Frankreichs
dagegen ſchickt eine Flotte nach Smyrna, um ſich den Planen
Rußlands zu widerſetzen, und hernach, wenn England eine wirk-
ſame Maßregel zum Schutze der Türkei ergreift, ſo vereinigt
ſich der franzöſiſche mit dem ruſſiſchen Geſandten, um gegen die

andlungen Englands zu proteſtiren. Man ſollte ſagen, daß
die franzöſiſche Regierung mit geſchloſſenen Augen und ohne
etwas davon zu merken, dem Vorſpiel zu einem der groößten

biſtoriſchen Dramen beiwohnt.
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Dänemark.
Kopenhagen, d. 30. Jan. Der Reichstag iſt heute

eröffnet worden. Um 12 Uhr Mittags erſchienen der Konig
mit ſeinem Hofſtaate, der Erbprinz und ſammtliche Miniſter in
dem frühern Saale der Reichsverſammlung, der nunmehr dem
Volksthing eingeräumt iſt, auf dem Schloſſe Chriſtiansborg.
Der König verlas darauf vom Throne folgende Rede:

Sowie ich früher an dieſer Stelle meinem treuen däniſchen Volke den
von mir gefaßten Beſchluß verkündete und ſpäter an gleicher Stätte das
Grundgeſetz des däniſchen Reiches demſelben übergab nehme ich nun wie-
derum das Wort, um dieſen erſten Reichstag zu eröffnen. Noch iſt der
Krieg nicht zu Ende, ſondern nur unterbrochen. Doch hoffe ich, daß die
begonnenen Unterhardlungen zum gewünſchten Ziele führen werden wenn
nur nicht die irregeleiteten Unterthanen bei einer großen Macht Unterſtützung
finden. Es iſt für mich eine Beruhigung daß das Land unter Gottes Bei
ſtand auch im laufenden Jahre die Laſten wird tragen können, welche die
Verhältniſſe erfordern dürften. Dies wird man aus dem Entwurfe des Fi-
nanzgeſetzes und Dem, was ſonſt dem Reichstag über die Hülfsquellen des
Staats mitgetheilt werden wird, erſehen. Durch die Geſetzentwürfe, die
dem Reichstage werden vorgelegt werden wird man finden daß ein wich-
tiger Anfang damit gemacht worden die verſchiedenen bürgerlichen Verhält
niſſe mit dem Grundgeſetz in Einklang zu bringen. Jch traue nun ſicher
auf euch treue däniſche Männer, daß ihr eure Thätigkeit zu des Landes
wahrem Wohl üben werdet. Gott ſtärke euch Alle.

Daäniſche Blaätter enthalten folgendes Project zu einer
Verfaſſung für Schleswig, welches von einem der Re-
gierung naheſtehenden Schleswiger herrühren ſoll und deſſen
Grundzüge die folgenden ſind: 1) Die Krone giebt eine Jn-
corporation von Schleswig gänzlich auf und erkennt es als ei-
nen ſelbſtſtaändigen, ſouverainen Staatstheil an. Das ſouve-
raine Schleswig tritt aber, mit gleicher Erbfolge, zu Dane-
mark in eine politiſche Union welche die Landesvertheidigung,
Beziehungen zum Auslande, Colonieen, Regalien, Domainen
und ihre Verwaltung, Staatsſchuld, einen Staatsrath und die
Civilliſte umfaßt, ſodaß das Herzogthum Schleswig mit einem
Fünftel an dem Budget theilnimmt. Berathung und Normi-
rung dieſer Geſammtangelegenheiten wird, neben den landes-
herrlichen Prärogativen, einem Unionsverſammlungsausſchuß
hingewieſen. 2) Ueber alle übrigen Angelegenheiten, Geſetz
gebung, Gerichtsverfaſſung, Cultus und Unterricht, Straßen-
bau, Armenweſen, Communeverwaltung und Gewerbe, wird
unter Mitwirkung der Landesſtaände ein verantwortliches ſchles-
wigſches Miniſterium entſcheiden. 3) Die Erhaltung der mit
Hoilſtein gemeinſchaftlichen Jnſtitute und die Ordnung des Geld
weſens bleibt der Feſtſtellung der deutſchen Reichsverfaſſung vor
behalten. 4) Die beiden Nationalitäten werden der freien Ent-
wickelung auf Baſis gleicher Rechte überlaſſen. Die Krone
Dänemark garantirt insbeſondere den Schutz der deutſchen Na
tionalität vor ſkandinaviſchen Uebergriffen. Ein deutſches und
ein daäniſches Schullehrerſeminar werden errichtet c. An der
Univerſität in Kopenhagen und den Militairſchulen werden
Freiplätze bis zu einem Fünftel der Geſammtzahl geborenen
Schleswigern reſervirt. Daſſelbe gilt von Offizierſtellen in der
Armee und der Marine. 5) Das ſchleswigſche Militair wird
in Friedenszeiten in Schleswig garniſoniren und die deutſch
redende Mannſchaft von deutſchredenden Offizieren und Unter-
offizieren eingeuübt und befehligt. 6) Beiträge zu den Bedurf-
niſſen der Union müſſen von der ſchleswigſchen Landesvertre
tung bewilligt werden. 7) Die dem Herzogthum zu ertheilende
Specialverfaſſung iſt mit geeigneten Landesrepraſentanten vor-
her zu berathen und für dieſe wie fur die Union die Garantie
der europäiſchen Großmächte nachzuſuchen.

Montenegro.
Nach der Gazzetta di Zara ſoll in Montenegro eine Re

volution ausgebrochen ſein: der Vladika hatte abgedankt und
ſein Heil in der Flucht geſucht, da er auf die Forderungen der

Bewohner von Zuppan, zu ihren Gunſten zu interveniren, nicht
eingehen wollte.

Türkei.
„Konſtantinopel, d. 15. Jan. Achmed-Efendi, der

kaiſerl. Commiſſar für die Donaufuürſtenthumer, wird in den
nächſten Tagen an ſeinen neuen Beſtimmungsort abgehen. Er
wird ſich nach Varna und von dort nach Schumla begeben,
um die politiſchen Flüchtlinge, die ſich in dieſem Platze befin
den, zu claſſificiren. (Conſt. Bl. a. Böhm.) (Der Wanderer
berichtet, daß die Abreiſe AchmedEfendi's dadurch verzoogert
wurde, daß der diplomatiſche Verkehr zwiſchen Oeſterreich und
der Pforte noch nicht wieder aufgenommen iſt. Die öſterreichi
ſche Flüchtlingsliſte enthält 47 Perſonen, welche internirt wer
den ſollen. Der franzöſiſche Geſandte General Aupick hat den
Grafen Zamoiski als franzöſiſchen Unterthanen reclamirt und
ſich auf das Beiſpiel Guyvon's berufen, der auf Verlangen des
Hrn. v. Canning ruhig in Konſtantinopel wohnt. Die Ge-
ſandtſchaften von Oeſterreich und Rußland haben gegen dieſe
Forderung des General Aupick ſogleich Proteſt eingelegt.)

Griechenland.
Abthen, d. 22. Januar. Der „Lloyd“ berichtet Näheres

über das Verfahren des Admirals Parker gegen die griechiſchen
Schiffe. Der königliche Dampfer „Otto“, welcher mit Depe-
ſchen der Regierung nach Syra gehen wollte, wurde am 18.
Januar genöthigt, in den Piraäeus zurückzukehren, nachdem er
eine ſchriftliche Aufforderung dazu erhalten. Am folgenden Tage
wurde er nebſt einem griechifchen Kutter nach Salamis gebracht,
und ein engliſcher Dampfer wurde nach Paros abgefertigt, um
die griechiſche Corvette „Amalie“ gleichfalls von dort nach Sa
lamis zu bringen. Da dieſe jedoch entmaſtet war, ſo begnügte
man ſich mit einem Kanonenboote. Ein anderer engliſcher
Dampfer ſegelte aus gleicher Abſicht der griechiſchen Corvette
„Lodovico“ nach, dieſelbe war aber noch nicht eingebracht wor
den. Die griechiſche Regierung hat ihrerſeits nach allen Rich-
tungen den Befehl ergehen laſſen, ſich den Maßregeln des engl.
Admirals in keiner Weiſe zu widerſetzen. Ein franzooſ. Poſt
Dampfer leiſtete hierbei der Regierung die nöthigen Dienſte.
Am 20. Januar warf das k. k. öſterreichiſche Kriegsſchiff „Ma
rianna“, welches aus Syra mit Depeſchen für den oſterr. Ge-
ſandten und fur die Regierung anlangte, im Piraeus Anker.
Man glaubte, der oöſterr. Geſandte werde daſſelbe, in Beruck
ſichtigung der ſchwierigen Verhaltniſſe, in Athen zuruckhalten.
Am 221. erſt erfuhr man, daß drei griechiſche Kaufmannsbarken,
welche von Aihen abſegeln wohten, durch vier im Hafen liegende
engliſche Kriegsſchiffe am Auslauf verhindert wurden. Der Ein
gang in den Hafen iſt jedoch zur Stunde nicht verboten, indem
ein beladenes griechiſches Fahrzeug ungehindert einlaufen durfte.

Vermiſchtes.
Köln, d. 4. Febr. 9 Uhr. Das Waſſer des Rheins,

der vom Eiſe gänzlich frei iſt, wachſt noch ſtundlich und zwei
Zoll und ſteht gegenwärtig 27 Fuß 10 Zoll. Jn den tiefer
gelegenen Stadttheilen iſt das Waſſer ſchon weit vorgedrungen,
in manchen Straßen ſind die unteren Räume bereits 5 bis 6
Fuß hoch mit Waſſer gefullt, in anderen iſt man mit dem
Ausraumen der Hauſer beſchäftigt. Jn Deutz iſt Alles ab
gedämmt und die Stadt bis dahin noch vom Waſſer frei. Die
Cavallerie aber ſteht zum Ausrücken nach Bensberg bereit.
Seit heute früh iſt die Verbindung beider Ufer durch das
Dampfſchiff wieder hergeſtellt. Um 12 Uhr Mittags betrug
der Waſſerſtand am preuß. Pegel 29 Fuß 7 Zoll.

Durch das Hochwaſſer der Vesdre ſind am 3. Febr.
auf der belg. Bahn in der Nähe von Chenée unweit Lüttich ſechs



Bogen von einer der Bruücken fortgeriſſen, und iſt eine zweite
Brucke, jene von La Rochelle (in der Nähe von Pepinſter)
ganz eingeſtürzt, ſo daß die Eiſenbahn Verbindung zwiſchen
Verviers und Luüttich gänzlich unterbrochen iſt. Auch die Land
ſtraße zwiſchen beiden Städten iſt zum Theil zerſtört.

Oresden, d. 4. Febr. Das Elbeis iſt noch geſtern
Abend bei einem Waſſerſtande von 2 Ellen über Null ohne
alle Störung fortgegangen. Der Waſſerſtand iſt heute ſchon
wieder auf Elle über Null gefallen.

Aus Aoſta wird berichtet, daß das Kloſter auf dem
St. Bernhard vom Schnee faſt ganz verſchüttet worden iſt und
daß die Mönche nur durch Minenwege, die ſie in den Schnee
gegraben haben, herauskommen konnen.

Fonds- und Geld-Cours.
Berlin den 5. Februar.

Zf. Brief. Geld. Zf. (Brief. Geld.
r. freiw. Anl.. 5 1071 Pomm. Pfndbr. 3 96e Schuldſch. 31/, 89 88 K. u. Nm. do. 3/, 96 26

Seeh. Pr. Sch. 104 FSchleſiſche do. 3/2 954 95
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do. do. 3Z1 87 86Wſtpr. Pfandbr. 31/, 91 91 FFriedrichsd'or 137 13

Großh. Poſ. do. 4 1007/, And. Goldm. à
do. do. 3 91 5 128 12Oſtpr. Pfandbr. 3 S Disconto h

Eiſenbahn Actien.
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Duitt. V. Berg.Märk. 5 100/, G.Aach.-Maſtr. 4 S
Ausl. Act. AusländiſcheFr.-W.Nodb. 4 46 à 45 bz. tdo. Priorit.] 5 (99 bz. K r c

i r tel pm mſt. R. Fl. 4Berl.-Anhalt] 4 958), G. Mocklb. Thlr. 4 34 G.
Getreidepreiſe.

(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)
Halle, den 5. Februar.

Weizen 1 22 6 A bis 1 27 JRoggen r 1 2 6Gerſte 23 9 27 6Hafer 16 34 20

Roggen

Magdeburg, den 5*. Februar.

Weizen 38 44
(Nach Wispeln.)

Gerſte 20 2326 28 Hafer 14 16Berlin, den 5. Februar.
Weizen nach Qualität 52—56
Roggen loco und ſchwimmend 27——28

pr. Frühjahr 27 Br. 26 G.
Mai,/ Juni 27 Br. 27 G.
Juni Juli 28 Br. 27 G.

Juli Auguſt 28 Br. 28 G.
Gerſte, große loco 2224

kleine 19-21
Hafer loco nach Qualität 17——18

pr. Frühjahr 50pfd. 16
Erbſen Kochwaare 3240

Futterwaare 29—32
Rüböl loco 132 bz. u. Br., 137/ G

pr. Februar 13 bz. 13 Br. u. G.
Februar März 13 u. bz. 13 Br. G.März April 13 bz. u. Br. 13 G.April/ Mai 13 Br. b. 13 à 13 G.
Mai Juni 13 Br. 12 G.

Leinöl loco 12 Br.
pr. März April 112/, Br. 11 G.
pr. April Mai 11 Br. 11 G.

Mohnöl 15 f.
Palmöl 12 à 125 f.
Hanföl 14
Südſee-Thran 12,
Spritus loco ohne Faß 13 bz. u. G.

mit Faß 14 Br. 13, G.
Ferbruar/ März 14 Br. 13 G.
März April 14 Br. 14 G.
April Mai 14 bz. u Br. 14 G.
Mai Juni 142/, Br. 14 G.
Juni Juli 15 Br., 15 à 15 bz. u. G.
Juli Auguſt 15/, à bz.

Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 5. Februar Abends 5 Uhr am Unterpegel 9 Fuß 3 Zoll.
am 6. Februar Morgens 7 Uhr am Unterpegel 10 Fuß 2 Zoll.

Das Eis ſteht noch.
Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg

am 5. Februar Nr. 10 und 3 Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 5S. bis 6. Februar.

Jm Kronprinzen Hr. Jntendantur- Aſſeſſor Henry a. Freiburg. iHrrn. Advokaten Vube, Biedermann, Zwitſchler J de

Palmié a. Leipzig. Hr. Partik. Gichholz a. Bern. Hr. Graf v.
Kalkreuth a. Wien. Hr. Lieut. v. Bodenhauſen a. Erfurt.

Stadt Zürich: Hr. Commiſſair Wenk a. Altona. Die Hrrn. Kaufl.
Seidel a. Leipzig, Schwab a. Markbreit, Schleyer a. Salzburg, Dö-
ring a. Schwerz, Meyerheim a. Berlin, Rechenberg a. Ulm, Viandt
a. Regensburg. Hr. Partik. Finger a. Eisleben.

Goldunen Ring Die Hrrnu. Gutsbeſ. Weimann u. Bieſten a. Werni
gerode. Die Hrru. Kaufl. Krauſe a. Leipzig, Wille a. Oſenburg.

Engliſcher Hof Die Hrrnu. Kaufl. Dietrich u. Treſelt a. Magde
burg. Hr. Jnſp. Pille a. Plauen. Hr. Dr. phil. Hoffmann a.
Hamburg. Hr. Stud. jur. Heydrich a. Breslau.

Stadt Hamburg: Hr. Ober Einfahrer Krahmer a. Wettin. Hr.
Hüttenmſtr. Uhlig a. Sangerhauſen. Hr. Schauſp. Lebrün u. Fräul.
Freitag Schauſp. a. Berlin. Hr. Gutsbeſ. Hennig a. Strohwalde.
Hr. RechtsAnwalt Meißner a. Magdeburg. Die Hrrn. Kaufl. Leon
hard a. Dresden, Fiſcher a. Mainz, Meyer a. Berlin.

Schwarzen Bär: Hr. Kaufm. Koch a. Magdeburg. Hr. Ziegelmſtr.
Brückner a. Schiepzig. Hr. Geſchäftsm. Weyland a. Hupſtedt.

Goldne Kugel Hr. Stenograph Giavina a. Karlsruhe. Hr. Dr. med.
Benkhardt a. Berlin. Die Hrrn. Kaufl. Hartmann a. Weimar,
Sinzheimer a. Kalbe, Deußing a. Ruhla.

Zur Eiſenbahn: Hr. Major v. Herold a. Wien. Hr. Kammerherr
Eichhof a. Schweinfurt. Die Hrrn. Kaufl, Blumenthal a. Berlin,
Bell a. Luzern, Gräfe a. Bremen. Fräul. Becker a. Frankfurt.

h
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Bekanntmachungen.
Nothwendiger Verkauf

eim
Königl. Preuß. Kreis- Gerichte
zu Halle a. d. S. I. Abtheilung.

Die zu Ploößnitz im Saalkreiſe bele
genen, dem Oekonom Franz Eber-
hardt Maria Sioli zu Halle gehoö-
rigen Koſſathengüter, Nr. 18 und 19 des
Hypothekenbuchs von Ploößnitz, nach der,
nebſt Hypotheken- Schein und Bedingun-
gen in der Regiſtratur eine Treppe
hoch, Zimmer Nr. 14 einzuſehenden
Taxe abgeſchaätzt auf 9202 A 17
ſollen

am 6. April 1850 Vormittags 11 Uhr
an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt, eine
Treppe hoch, Zimmer Nr. 6, vor dem De-
putirten Herrn Gerichts-Rath Stecher
meiſtbietend verkauft werden.

e S t èäWöWBE
Auction. Das zur Nachlaßmaſſe

des Poſamentier Ehrhardt hier gehoöörige
Mobiliar, beſtehend aus Poſamentierwag-
ren im Taxwerthe von 226 Meubles,
Betten, Waäſche, Kleidungsſtucken, 2 ei-

e

ſernen Oefen, Poſamentierſtühlen c. ſoll
auf den 12. Februar d. J. von früh 10
Uhr ab im Hauſe der verw. Frau Ehr-
hardt hier meiſtbietend gegen gleich baare
Zahlung verkauft werden.

Kebra, den 1. Februar 1850.
Der Actuar Roöſcher.

Die Schenke zu Trebitz an der Saale
bei Wettin iſt mit allem Zubehor ſogleich
zu verkaufen. Reelle Käufer erfahren alles
Nähere am Orte ſelbſt. Unterhandler wer-
den verbeten.

Backhaus- Verkauf.
Unterzeichneter iſt geſonnen, ſein hier

in der hohen Straße belegenes Wohn und
Backhaus Nr. 5 aus freier Hand zu ver-
kaufen. Kaufliebhaber wollen ſich melden
beim Bäckermeiſter M. Könnicke

in Gerbſtadt.

(Stellen für Pharmaceuten.)
Mehrere Stellen fur Receptur u. Defectur
in geſchäftsreichen Officinen hat zu beſetzen
das Comtoir von

Clemens Warnecke
in Braunſchweig.

Ein mit guten Zeugniſſen verſehener
Kuhhirte kann ſogleich einen guten Dienſt
erhalten auf dem Werder bei Merſeburg.

Einen Lehrling von guter Erziehung
ſucht ſofort oder zu Oſtern

C. Kallmeyer, Kupferſchmidt,
in Cönnern.
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Landwirthſchaftlicher Bauern- Verein im Mansfelder Seekreiſe.
Einen in Nr. 24 der „Eisleber Zeitung über die von unſerem Verein ange

regte Getreide-Magazinirung enthaltenen Artikel ſehen die unterzeichneten Vorſteher
ſich veranlaßt, hierdurch dahin zu berichtigen, wie denſelben keineswegs bekannt ge
worden, noch offiziell mitgetheilt iſt, daß die größeren Grundbeſitzer und Domainen-
Beamten an dem projektirten gemeinnützigen Unternehmen ſich nicht betheiligen woll
ten; im Gegentheil haben mehrere der gedachten Herren ſich darüber mit uns ganz
einverſtanden erklart, und ihre Geneigtheit dabei mit uns Hand in Hand gehen zu
wollen freundlichſt zu erkennen gegeben.

Wir glauben daher nur, daß die ſo ſehr ſchlechte Witterung, welche am Tage
unſerer letzten Verſammlung eingetreten war, viele der Herren abgehalten hat, dabei
zu erſcheinen, und ſchmeicheln uns, daß bei einer demnächſt ſtattfindenden neuen Ver
ſammlung die Theilnahme größer ſein wird, indem wohl zweifellos allen wohlhaben
den am Herzen liegt, für das leibliche Wohl ſeiner armen Mitmenſchen zu ſorgen.

Schwittersdorf, den 2. Februar 1850.
Der Vorſtand.

Beyling. Boltze. Dorenberg. Wolff.

Die Italiener und Delikatess- Waaren-
Mandlung v Carl Kramen

Sch ſt empfiehlt als etwas ganz Vorzügliches:
Schönſte Straßburger und italieniſche PrünellenNeue W eSüße Meſſinager Apfelſinen,

Malaga-Citronen,
Meſſ. ditto,Trauben-Noſitnen, Prima-Qualität,
Sultan-NRoſinen,
Tafel und Malaga-Feigen,
Schaal-Mandeln,
Jtalieniſche Maronen.

Oeffentliche Dankſagung.
Denjenigen Herren Beamten und wohlhabenden Einwohnern hieſiger Stadt,

welche, in wohlwollender Entſprechung unſerer vertrauensvollen Bitte, ſich dem hier
errichteten Vereine zu einer gegenſeitigen Unterſtützung ſeiner ordentlichen Mitglie
der in Krankheits, Arbeitsunfähigkeits- und Sterbefällen, im Sinne des 9. 14 der
Vereins-Statuten, als Ehrenmitglieder angeſchloſſen, und durch Einzeichnung namhaf-
ter Jahresbeiträge zur Unterſtützungskaſſe ihren WohlthatigkeitsSinn, ihr menſchen-
freundliches Mitwirken zur Förderung eines guten Werks aufs Neue bethatigt, ſo
mit aber die Krafte des Vereins behufs Erweiterung ſeiner gemeinnutzigen Beſtre-
bungen ſehr weſentlich erſtarkt haben fuhlen wir uns gedrungen, andurch hierfür
unſern herzlichſten Dank auszuſprechen.

Gleichzeitig empfehlen wir allen, zur Sühne ſo vielſeitiger politiſchen und ſocia
len Zerwürfniſſe in dieſer trüben Zeit geneigten, begüterten Menſchenfreunden der
nachſten Umgegend die wunſchenswerthe Unterſtützung des fraglichen Vereins durch
Rath und That, und bemerken mit Hinweiſung auf 10 c. ad 1 der Statuten
(welche bei dem Buchbinder Herrn Schaaf I. hierſelbſt fur 1 pro Exemplar zu
haben ſind), daß auch Einwohner aus den benachbarten Dorfgemeinden, welche in
dem Fall der Unterſtützungsbedürftigkeit kommen köonnen, Aufnahme in den Verein
als ordentliche Mitglieder finden.

Zoörbig, den 4. Februar 1850. Der Hülfs-Verein.
Jch beabſichtige mein in derEin unverheiratheter Hofemeiſter, der

ſich über ſeine Tüchtigkeit und gute Auf-
führung durch glaubhafte Atteſte auswei-
ſen kann, findet zu Oſtern d. J. einen gu-
ten Dienſt auf dem Rittergute Klein
Wölkau bei Delitz ſch.

Schmeerſtraße Nr. 489 belegenes Backhaus
zu verkaufen oder das darin betriebene
Backgeſchaäft zu verpachten. Naähere Aus
kunft wird im Hauſe eine Treppe hoch

ertheilt. Verwittwete Seeburg.
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Bei Erwägung der in der Königlichen Botſchaft vom 7. d. Mts. enthaltenen
Vorſchläge und der in Beziehung auf dieſelben gefaßten Beſchlüſſe der zweiten Kam
mer war fur mich maßgebend, daß

1) von der Annahme dieſer letzteren die endliche Erledigung der ſo langen Bera-
thungen über die Verfaſſung abhange,
Volkes dringend verlangez

nach welcher die große Mehrzahl des

2) dieſer baldige Abſchluß des Verfaſſungswerkes gerade jetzt beſonders nothwendig
erſcheine, wo Preußen im Begriff ſei, ſich an die Spitze des deutſchen Bundes
ſtaates zu ſtellen

3) es für ein großes Unglück angeſehen werden muſſe, wenn durch Nichteingehen
auf die weſentlichen Artikel der Königlichen Botſchaft die Miniſter, welche ſchon
einmal die Retter des Vaterlandes waren
anderen Händen zu ubergeben.

genöthigt wurden,

Dieſen höheren Rückſichten ſelbſt individuelle Anſichten unterzuordnen, habe ich fur
Pflicht gegen das Vaterland erachtet und
auf die Königlichen Botſchaft vom 7. d.
Kammer zuzuſtimmen.

Berlin, den 30. Januar 1850.

daher keinen Anſtand genommen, denen
Mts. bezüglichen Beſchlüſſen der zweiten

Graf Helldorff, Abgeordneter zur erſten Kammer.

Die erſten großen und ſehr ſüßen Meſſ. Apfelſinen ſind an-
gekommen, à 100 St. 7
u. 3

à Dutzend 28 einzeln à St. 21
Boltze.

Dem vielſeitig ausgeſprochenen Wunſche zu entſprechen, habe ich zur Bequem-
lichkeit meiner geehrten Geſchaftsfreunde in dortiger Gegend bei dem Tiſchlermeiſter

Carl Sockel in Halle
eine Niederlage von Mahagony-Holz, ſo wie bunten Maha-

ony- und Birken-Fourniren errichtet,
und empfehle ſelbige unter Zuſicherung der billigſten, aber feſten Preiſe aufs An-
gelegentlichſte.

Berlin, im Januar 1850.
Joh. J. Bergmann.

Auf obige Anzeige des Herrn Joh. J. Bergmann in Berlin Bezug
nehmend, empfehle ich meinen geehrten Mitmeiſtern in und außerhalb Halle ein
vollſtändiges Lager von allen Sorten der ſchönſten Mahagony- und Birken-
Fournire, ſo wie Mahagony-Holz in Bohlen, mit dem Bemerken, daß
ich die Bohlen ausſchneiden laſſe, und verſichere reelle und billige Bedienung ganz
ergebenſt.

Halle, im Februar 1850. Carl Sockel,
große Ulrichsſtraße Nr. 71.

Eine ordentliche Dreſcher- Familie fin-
det zu Oſtern Arbeit und Wohnung bei
Müller in Tornau bei Halle.

Ein gut gehaltenes Jnſtrument ſteht
billig zu verkaufen große Brauhausgaſſe
Nr. 350.

Cigarren- Abfall in Packeten à t
4 aus einer Bremer Fabrik, em-
pfiehlt H. A. Tuve am Moritzthor.

Ein gebildeter junger Mann, welcher
jetzt in einer Handlung conditionirt und
mit guten Zeugniſſen verſehen iſt, ſucht
außerhalb oder in Halle ein anderes En-
agement in einem Material-Geſchäft.Zrantite Offerten, mit H. H. bezeichnet,

nimmt die Exped. d. Bl. entgegen.

Einen Lehrling ſucht der Schneidermei-
ſter Mahler, Leipzigerſtraße Nr. 279.

Einen Lehrling, am liebſten vom Lan-
de, ſucht der Feilenhauermeiſter Schmidt,
Leipzigerſtraße Nr. 302.

Ein Burſche, der das Schneiderhand-
werk erlernen will, kann ſich melden klei-
ne Klausſtraße Nr. 914.

G. Hempel, Schneidermeiſter.

Pferde- Verkauf.
Eine 6jährige braune Stute, durchaus

fehlerfrei, zum Reiten und im Zuge zu
gebrauchen, ſteht Geiſtſtraße Nr. 1250
zum Verkauf.

SchützenAppel d. 7. d. im Krpr.

Gebauerſche Buchdruckerei in Halle.

deſſen Leitung

men angenommen werden,

9

Zur gefälligen Beachtung.
Es iſt mehrfach vorgekommen, daß Be

ſtellungen auf Waaren und Reparaturen,
die in meiner Marktbude abgegeben wer
den ſollten, irrthümlicher Weiſe bei An
dern angebracht und von dieſen angenom
men und reſp. ausgeführt worden ſind.
Jch erlaube mir daher das Publikum dar
auf aufmerkſam zu machen, daß, da die
Buden allwochentlich mit ihren Ständen
wechſeln, mithin durch die veränderte Stelk-
lung derſelben leicht eine Taäuſchung ent-
ſtehen kann, die geehrten Kunden und Be-
ſteller von hier und auswarts gefalligſt auf
meine an der Bude beſonders angebrachte
Firma Rückſicht nehmen wollen.

Zugleich bemerke ich, daß ich auswar-
tige Markte nicht beſuche, als ebenſo mich
verſichert halte, daß Beſtellungen die mir
gelten, von Andern nicht in meinem Na-

widrigenfalls
ich ungern genöthigt ſein dürfte, wegen
ſolchen Mißbrauchs gerichtliche Hülfe in
Anſpruch zu nehmen.

Halle, den 4. Februar 1850.
Wilhelm Ernſt, Schleifmuüller.

Militair-Concert.
Heute, Donnerstag den 7. Februar,

großes Concert vom Muſikchor des
19. Jnf.-Reg. im Erfurt'ſchen Lokale.
Anfang präcis 3 Uhr.

Buchbinder, Muſikmeiſter.

Heute kein Geſangverein da-
fur Montag Abend 7 Uhr letzte Probe von
den Sieben Schläfern; für die Solis
ſchon um 6 Uhr. L. Dhieme.

Stadttheater in Halle.
Donnerstag den 7. Februar

E. Mit aufgehobenem Abonnement
und zum Benefiz für Herrn Paätſch,
unter gefalliger Mitwirkung des Herrn
Wallner vom Hoftheater in St. Pe

tersburg:Der Vater der Debütantin,
Poſſe in 4 Abtheilungen nach dem Fran-
zöſiſchen von Herrmann, neu bearbeitet

von Wallner.
777 „Windmüller“ Herr Wallner,

Graf Ernſt v. Wellenbach“ Herr
Pätſch,

als Gaſte.

u 2 Fr77 F 2
ilien Nachrichten.

Verlobungs- Anzeige.
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Roſetta Umlauf,
Friedrich Keutel.
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Beilage zu Nr. 31 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Donnerstag, den 7. Februar 1850.

Bericht des Abgeordneten Duncker.

über das Jnterim geführt hatte: derſelbe war einmal geſchloſſen,
er war nicht rückgangig zu machen. Dazu kam, daß gleichzeitig
und wohl nicht ohne Einfluß der Verhandlungen in der Com-
miſſion wieder ein Schritt nach der anderen Seite hin geſchah,
daß die Wahlen nach Erfurt auf den 31. Januar ausgeſchrie

ben wurden. Wir glaubten daher, nicht definitiv mit dem Mi-
niſterium brechen zu ſollen, wir meinten, es genüge, den Ge-
fahren welche fur Preußen wie fur den Bundesſtaat im Jn-

terim lagen, durch einen gut formulirten Beſchluß der Kam-
mer moglichſt zu begegnen und durch dieſen die Regierung ſelbſt
wiederum vom Bundestage ab nach dem Bundesſtaate hinuüber-
zudrangen. Wir brachten zu dieſem Ende folgenden Antrag in
die Commiſſion ein: „Die Kammer kabe aus den ihr mitge-
theilten Aktenſtucken erſehen, daß die Staatsregierung dem von
mehreren Seiten geltend gemachten Bedurfniß einer interimiſti-

ſchen Regelung gewiſſer Angelegenheiten der deutſchen Staaten
Anerkennung gewähren zu müſſen geglaubt habe. Wenn der
nach dieſem Vertrag zu errichtenden Bundescommiſſion eine
Wirkſamkeit übertragen ſein ſollte, welche durch legislative An-
ordnungen, durch andere finanzielle Belaſtungen als die bereits
vertragsmäßig feſtſtehenden, oder durch Ausuübung anderer Ho-
heitsrechte die inneren Verhältniſſe des preußiſchen Staats

berühren könnte, ſo ſei die Zuſtimmung der Kammern nach den
Art. 46 und 60 der Verfaſſung nothwendig. Die Staatsregie-
rung habe dieſe nicht beantragt und damit an den Tag gelegt,
daß es nicht in ihrer Abſicht liege, der Bundescommiſſion eine
ſolche Wirkſamkeit zuzugeſtehen. Außerdem wurden die den
Bundescommiſſaren zu ertheilenden Jnſtructionen, ſo wie deren
Verhalten ſelbſt nach Art. 42 der Verfaſſung dem Grundſatze
der miniſteriellen Verantwortlichkeit unterliegen. Jn Betreff
des Bundesſtaats habe die Regierung im Verwaltungsrath er
klart, daß ſie auf dem am 26. Mai betretenen Wege unwandel-
bar fortgehen werde und man vertraue, daß dieſelbe jede Aus-
legung des Jnterim fern zu halten wiſſen werde, nach welcher
die preußiſche Regierung das Fortbeſtehen der Bundesverfaſſung
und Bundesgeſetzgebung in weiterem Umfange zugegeben hatte
oder zugeben werde, als durch ihre Erklärung vom 17. October
im Verwaltungsrathe geſchehen ſei. Jm Uebrigen erwarte die
Kammer die unverweilte Einberufung des Reichstages und be-
halte ſich, dem Jnterim gegenüber, ihre nach Art. 42, 46 und
60 der Verfaſſung vom 5. Decbr. feſtſtehenden Rechte ausdruck-

Cautelen, welche einer zwiſchen dem Bundestag und dem Bun-
desſtaat hin und herſchwankenden Politik gegenüber feſt hin
zuſtellen waren. Aber wir drangen trotz der eifrigſten und
umfangreichſten Debatten nicht einmal in der deutſchen Com-
miſſion mit dieſem Antrage durch. Die „Ausübung ſonſtiger

oheitsrechte“ und die ausdrückliche Bezugnahme auf die „mi-
wiſterielle Verantwortlichkeit wurden von der Majorität ge
ſtrichen und die Faſſung überall abgeſchwächt. Aber auch in
dieſer Form war der Kammer der Antrag noch zu ſtark, e

An meine Wähler.
Fortſetzung und Beſchluß.)

Wie fehl aber auch die Politik ging, die zu dieſem Vertrage nahm einen von der Partei Riedel eingebrachten Antrag an,
der die Bezugnahme auf die Erklärung Preußens über den
Fortbeſtand des Bundesrechts im Verwaltungsrath ganz ſtrich,
die Allegirung des Art. 42 (die Miniſter ſind verantwortlich)
ebenfalls wegließ, und außerdem in ſeiner Faſſung ein Ver
trauensvotum für das Miniſterium war! Der Erfolg hat
leider gezeigt, mit welchem Recht wir gewarnt und zur Vor-
ſicht ermahnt hatten es bedarf kaum einer Erinnerung an das
Verfahren der Bundescommiſſion in der Mecklenburgiſchen Ver
faſſungsſache.

Daſſelbe Schwanken, welches das Miniſterium in der inne-
ren preußiſchen Politik bei der Reviſion der Verfaſſung zwiſchen
Eonſtitutionalismus und abſolutiſtiſchen Neigungen gezeigt hatte,
daſſelbe Schwanken war auch jetzt in der deutſchen Sache zwi
ſchen dem Bundestag und dem Bundesſtaate zu Tage gekom-
men. Dieſen unſeligen Halbheiten ein Ende zu machen, hatte
es von vorn herein einer feſteren und ſelbſtandigeren Haltung
der Kammer bedurft, welche wir ihr vergebens einzuhauchen
verſucht hatten. Es war erſichtlich, daß dieſes Schwanken mit
der Nachgiebigkeit der Kammern zuvahm, daß man immer
weiter zurückdrangte, je nachgiebiger ſich die Kammern zeigten.
Doch es gelang uns ja kaum, die eigene Partei zu feſtem Auf
treten und Zuſammenhalten zu bringen. Als es ſich darum
handelte, auf 5, 6 Jahre hinaus der Verwaltung fur den Bau
der Oſtbahn und einiger anderen Bahnen 21 Mill. zu bewilligen,
warnten wir vor einer ſolchen immenſen Bewilligung vor dem
Abſchluß der Verfaſſung, vor Feſtſtellung des Staatshaushalts-
etats, vor Kenntnißnahme von den Beſtänden der Staatskaſſe,
von welchen das Finanzminiſterium wiederholt geſprochen, unter
deren Hinzunahme die Forderung von 21 Millionen gar nicht
gerechtfertigt erſchien. Wir erinnerten, daß man um ſo eher
das Ende der Reviſion erwarten dürfe, als im gegenwartigen
Augenblick, mitten im Winter, doch nicht gebaut werden koönnte,
daß die Summen fur die Bauten wenigſtens nicht auf einmal,
ſondern Jahr für Jahr nach den Fortſchritten der Arbeiten be
willigt werden moöchten. Alles umſonſt. Man bewilligte ohne
Kenntniß der Finanzlage (nur 38 Stimmen fand der Antrag,
welcher vorherige Kenntnißnahme von den Beſtänden der Staats
kaſſen verlangte) und war nachher ſehr erſtaunt, als ſich bei
der Berathung des Budgets von 1849 und 1850 ein Deficit
von jährlich 10 Millionen ergab, ebenſo wie man über die
Schritte der Bundescommiſſion zu erſtaunen begann, da es zu

lich vor.“ Es war nichts in dieſem Antrage als die uner ſpät war. Die Kammer hatte überall den beſten Willen, ja
äßlichſten Cautelen für Preußen und für den Bundesſtaat, ſie hatte nur zu guten Willen, ſich mit dem Miniſterium im

Einklange zu erhalten. Sie hatte guten Willen in der deut
ſchen Sache, ſo lange man ſie gewähren ließ, ſobald aber das
Miniſterium die Stirn zog, ließ man ſich auch das Jnterim ge
fallen. Auch guten Willen für die Conſtitution hatte die Kam-
mer, ſie hatte ihn in ihrer Reviſion an den Tag gelegt, aber
ſobald es ſich darum handelte, dieſen conſtitutionellen Willen
auch dem Miniſterium gegenüber zu behaupten, kam ſie zu
erſt ins Schwanken und endlich ins Nachgeben.

Die Unſelbſtändigkeit der Kammer, ihr nachgiebiges Weſen,
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das Verzichten auf alle conſtitutionellen Mittel, welche der Kammer
der Regierung gegenüber zu Gebote ſtanden, hat uns die Bot-
ſchaft vom 7. Jan. eingetragen. Einer Kammer, welche ſich
nicht immer hatte leiten laſſen ſondern die auch an ihrem Theile
leitend aufgetreten wäre eine ſolche Botſchaft nicht zugegangen.

Und wie wirkte die Botſchaft in Bezug auf die deutſche
Angelegenheit? Jn Sachſen und Württemberg war ein merk
licher Umſchwung der Stimmung, eine lebhafte Annäherung an
das Bundniß vom 26. Mai bemerkbar mitten in dieſe hinein
wird die Botſchaft geſchleudert, welche den Conſtitutionalis-
mus in Preußen wieder in Frage ſtellte, den Abſchluß der Ver
faſſung in weite Ferne zu rücken drohte, und nicht bloß fur
Preußen, ſondern auch fur alle verbündeten Staaten Pairskam
mern und Pairskammerwahlen in Ausſicht ſtellte. Dieſe Aus
ſicht wirkte beſonders hinderlich für Württemberg, welches, wie
kein anderes deutſches Land, 30 Jahre lang unter dem Starr-
ſinn und der Hartnäckigkeit ſeiner in der erſten Kammer verſammel-
ten Standesherren gelitten hatte.

Und welche Vorwürfe wurden gegen uns laut, als wir
dieſer Botſchaft uns entgegenſtellten! Wir ſollten die Verant-
wortung tragen, wenn in Preußen das conſtitutionelle Leben
zu Tode kame, wenn aus dem Bundesſtaat nichts würde ſo
ſagte uns der Miniſter Manteuffel. Es war eine eigenthümliche
Wendung, uns eine ſolche Schuld aufzubürden, nicht denen,
welche die Botſchaft erſonnen, welche uns in dieſe Kriſe hochſt
unerwartet hineingeſtoßen hatten. Wir ſollten die Schuld tragen,
wenn aus der Conſtitution in Preußen nichts würde, wir, die
wir unſre beſte Kraft, unſer Leben an die Loöſung dieſer Auf
gabe geſetzt, wir, die wir für den Conſtitutionglismus gekampft
hatten vor dem März 1848 wie nach dem Marz 1848 gegen
die Feinde dieſes Princips von der rechten ſowohl als von der
linken Seite! Wir ſollten die Schuld tragen, daß aus der
deutſchen Einheit nichts würde, die wir von Jugend auf dafür
geſtrebt und gelitten, wir, die wir in Frankfurt mit uner-
hörter Anſtrengung gegen die Revolution fur den Bundesſtaat
und die preußiſche Suprematie in Deutſchland gefochten hatten,
als niemand von allen denen, die uns jetzt zu verhohnen und zu
ſchmähen bemüht ſind, den Muth hatte der Demokratie zu begeg-
nen und Preußens Anſprüche zu vertreten, geſchweige denn durch-
zuſetzen! Wir ſollten die Schuld tragen und nicht jene Gerlach-
ſche Partei, welche dem Conſtitutionalismus von Anbeginn feind
ſelig und die Freiheit haſſend, ihren Einfluß ſeit 8 Monaten wieder
geltend gemacht hatte. Der Miniſter behauptete weiter, daß
denen, welche unter ſolchen Umſtänden auf ihrer Meinung
beharren wollten, wohl der Ruhm theoretiſcher Conſequenz,
der Beifall der Umſturzpartei, der Feinde Preußens und der
Feinde Deutſchlands zu Theil werden würde, aber nicht der
Dank Preußens, der Dank Deutſchlands. Wir vernahmen aus
Anlaß der Botſchaft den Jubel aus dem Lager der Demokraten, aus
den alt öſterreichiſchen und großdeutſchen Blättern daß die groß-
müthigen Conſtitutionellen ſich wieder einmal in ihrem Ver-
trauen verrechnet hätten, daß die Conſtituirung Preußens nicht zu
Stande kommen werde. Nur eine Beſorgniß hegten alle dieſe
Feinde: daß die Kammer dieſe Botſchaft ablehnen könnte!

Wir nun waren der Meinung, daß der Conſtitutionalis-
mus in Preußen und damit die Zukunft des Bundes-
ſtaats nicht bloß auf dem Miniſterium ruhe, ſondern min-
deſtens ebenſo ſehr auf dem Volke und deſſen Vertretung.
Nichts, keine Eventualität, konnte verderblicher ſein für die
Zukunft dieſes Princips, als wenn ſich zeigte, daß weder
Selbſtändigkeit noch Macht in dieſen Kammern war, als wenn
ſich zeigte, daß dieſe großen Körperſchaften nur gefügige Werk
zeuge in der Hand der Regierung waren. Das erſchien uns vor al
lem als der Ruin der Conſtitution in Preußen. Daß eine Regierung,
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ein Miniſterium abwich, war für den Augenblick ſchmerzlich, un
wiederbringlich aber der Schaden, wenn man in Preußen gewahr
wurde, daß keine aufrichtig conſtitutionelle Partei exiſtire, wenn in
Deutſchland offenbar wurde, daß auch das preußiſche Volk nicht
conſtitutionell ſei.

Doch waren wir entfernt davon, den Conflikt auf's Aeußerſte
zu treiben. Den Geſichtspunkt der formellen Unzulaſſigkeit der
Botſchaft (in der Verfaſſungsſache hatte die Regierung bereits
am 5. December 1848 geſprochen, ſie war an dieſe Vorlage,
welche inzwiſchen durch die Kammern Staatsgrundgeſetz gewor
den war, gebunden; ſie hatte außerdem ihre etwa veran-
derten Anſichten während einer viermonatlichen Reviſion bei
wiederholten Berathungen derſelben Gegenſtände in beiden Kam-
mern hinreichend geltend machen können und dies auch im reich
lichſten Maße gethan) ließen wir fallen, wir waren bereit auf die
Prüfung des Einzelnen einzugehen. Aber was verlangte man
von uns? Man verlangte von uns die Streichung einer der we-
ſentlichſten Garantieen fur die Preßfreiheit, deren Wegfall es jeder
„zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit“ etwa octroyir-
ten Verordnung überließ, jeden bei dem Druck, der Her-
ausgabe, der Verbreitung eines Zeitungsartikels oder einer
Schrift auch nur mechaniſch oder commerciell Betheiligten ver
antwortlich zu machen und mit dieſer Verantwortlichieit aller
irgend Betheiligten einen Druck und eine Cenſur auf die Preſſe
zu legen, wogegen gewiß der Zuſtand vor dem Maärz 1848
vorzuziehen war. Kein Drucker, kein Buchhandler, ſei er Ver
leger oder Commiſſionär konnte unter dieſen Beſtimmungen ohne
die allerpeinlichſte, Zeit und Koſten erfordernde Prüfung ein Schrift-
ſtück drucken oder verſenden oder verkaufen. Man verlangte, daß die
in der revidirten wie in der alten Verfaſſung klar ausgeſprochene mi
niſterielle Verantwortlichkeit für alle Handlungen der Regierung,
unklar und zweideutig hingeſtellt werde durch die neue Faſſung,
„daß die Miniſter dem Könige und dem Lande verant-
wortlich wären.“ Man verlangte die Befugniß in der Ver-
faſſung zu einem veranderten Wahlgeſetz, nach welchem Stadt
und Land getrennt werden könnten, um die Wahlen künftig
wieder nach ſtandiſcher Gliederung vornehmen zu laſſen. Man
verlangte die Befugniß zu einem Ausnahmegerichtshof für po
litiſche Verbrechen, eine Sternkammer, nachdem in Deutſch
land das Recht ſo lange und ſo oft durch Ausnahmegerichte
gebeugt worden war: ja man konnte, mit dieſer Befugniß in
der Hand dieſen Ausnahmegerichtshof ſogar octroyiren. Man
verlangte endlich, „daß die Rechtsguültigkeit gehörig verkündeter
Verordnungen nur von den Kammern zur Eroörterung gezogen
werden dürfe um ungeſtört von der Gewiſſenhaftigkeit der
Gerichte die proviſoriſche Geſetzgebung nach Belieben üben und
in den Ausführungsverordnungen ungenirt weiter gehen zu kön-
nen als das Geſetz erlaubte. Man verlangte längere Friſten
fur die Aufloöſung der Kammern, ohne deren Rechte anderwei-
tig zu vermehren, man verlangte weiter die Aenderung eines
klaren und unzweideutigen Eides: „ich ſchwöre Treue und Ge
horſam dem Könige und der Verfaſſung,“ in eine unklare und
doppelſinnige Faſſung welche den König und die Verfaſſung
von einander trennte: „ich ſchwore Treue und Gehorſam dem
Könige und gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaſſung.“ Man
verlangte endlich die Pairskammer und die Fideikommiſſe. Und
was wurde für alle dieſe Forderungen geboten daß Finanz-
geſetzentwuürfe „der zweiten Kammer zuerſt vorgelegt werden
ſollten!“ Andere Aenderungsvorſchläge waren unſchadlich und
man konnte ſie zugeben.

Was uns betrifft, ſo waren wir von Anfang nicht zwei-
felhaft, welche Stellung wir allen erheblichen Forderungen der
Botſchaft gegenüber einzunehmen hätten. Es kam auf einen
politiſchen, einen moraliſchen Akt an, welcher dem Lande zigte,
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daß es wenigſtens noch eine Partei gäbe, welche aufrecht ſtaände,
welche ſelbſtaändigen Charakters und von eigener Einſicht in die
politiſchen Dinge, ſich nicht von Nachgiebigkeit zu Nachgiebig-
keit drängen ließe, welche aus eigenem Recht und eigener Kraft
die Grundſätze des freien Staatslebens und die Bildung des
Bundesſtaats zu verfechten vermöge, welche der höher und
höher ſteigenden Reaction ein kräftiges: Bis hierher und nicht
weiter! zuzurufen im Stande ware.

Anders die Kammer. Zwar in den erſten Tagen nach der
Eröffnung der Botſchaft reichte die Oppoſition gegen dieſelbe
weit hinein in das rechte Centrum. Hier wurde dieſelbe indeß
bald durch die beſtimmte Erklärung des Miniſteriums, zurückzu
treten, gebrochen und durch den Vorſchlag des Grafen Arnim
über die Pairskammer ganz beſeitigt. Der Zutritt des Grafen
Schwerin zu dieſem Vorſchlage gab den Ausſchlag, indem er
alle ſchwankenden Stimmen mit hinüber führte, und ſelbſt den
Parteien der Linken mehrere Mitglieder entzog. Die Partei
Riedel (das linke Tentrum) beſchloß mit einer parlamentariſch
unerhörten Praxis, für alle Vorlagen der Regierung zu ſtim-
men, um ihren verſöhnlichen Sinn zu bezeugen, und dann mit
gutem Gewiſſen gegen die Pairskammer ſtimmen zu können.

So kamen wir zur Entſcheidung, die nicht mehr zweiſel-
haft war.

Wenn unſere Anſicht auch im Ganzen unterlegen iſt: der
Widerſtand, den wir geleiſtet haben, iſt nicht vergebens geweſen.
Die Botſchaft iſt in mehreren Punkten nicht ſo durchgebracht
worden, wie ſie vorgelegt war, und die Einbringung des Grund-
ſteuergeſetzes iſt der Botſchaft auch abgewonnen worden. Unſer
Widerſtand, wie man ihn auch anfeinden und von der Stel-
lung und Stimmung des Augenblickes aus tadeind beurthei-
len möge, hat gute Früchte getragen und wird noch weiter
hin günſtig wirken für die Stellung unſerer Partei und für
die Zukunft des Landes. Moöge denn auch das Opfer, was
Andere gebracht haben, nicht vergebens gebracht ſein, möge
es denen, die nachgegeben haben, mirt dieſer hoffentlich letzten Nach
giebigkeit gelingen, die Verfaſſung zum Schluſſe zu bringen.

Um Preußen ſicher und dauernd, um die deutſche Nation
raſch und glücklich durch Preußen zu conſtituiren, wären dieſer
Verfaſſung, wie ſie nun liegt, größere und freiere Linien zu
wünſchen geweſen, wären die letzten Zugaben und Abzüge, die
Pairskammer wie die Verkürzung der richterlichen Gewalt viel
veſſer entfernt geblieben. Um ein Gebäude zu veſitzen, welches
allen Stürmen, die uns vielleicht nahe genug bevorſtehen,
ſicher zu trotzen vermochte wären ſtärkere Fundamente fur die
Kammern höhere Bogen, ſchwächere büreaukratiſche Strebe-
pfeiler paſſender geweſen. Aber wir verkennen darum nicht,
welch ein hohes Gut auch mit der Verfaſſung in dieſer letzten
Form dem preuß ſchen Volke erworben iſt, welche unſchätzba
ren Grundſatze der Freiheit und Selbſtregierung auch in dieſer
Urkunde niedergelegt ſind. So wird uns dieſe Verfaſſung als
endlich vollendete, zu vollem Recht beſtehende Thatſache, als
weitgeöffneter Spielraum für alle geſunden Kräfte der Nation,
als der glücklich erreichte Boden als die geſicherte Grundlage
des Volksſtaates und freiheitlicher Entfaltung willkommen und
theuer ſein. Bleiben uns die Umſtande guünſtig, bleibt uns
Muße, im Jnneren weiter zu arbeiten und zu bauen, benutzt
unſer Volk die ihm nunmehr zuſtehenden, wahrhaftig nicht un-

bedeutenden Rechte, um ſich zu ernſter und maännlicher Be
theiligung am Staate, zum wahren Staatsbürgerthum zu er
heben, ſo werden wir in dieſer Urkunde den Grundſtein einer
großen und glücklichen Zukunft beſitzen.

Berlin, d. 30. Januar 1850.
M. Dunccker.

Bekanntmachungen.
Bekanntmachung

der von den Bäckern und Backwaarenhändlern in den
Städten des Saalkreiſes für den Monat Februar 1850

eingereichten Taxen.
Die Backwaaren müſſen noch 24 Stunden nach dem Backen

das angegebene Gewicht haben.

Noggen-Gebäck:
Na m e: ſfemes Brod Hausbacken Schwarz- ſ 12 Stpro Pfd. Brod er

ür 1 Sgr.

A eth. Ouent.Wertin.
1. Chryſtall sen. 10 61 192. Chryſtall jun. 10 6 203. Elſe 10 6 194. Günther 10 6 195. Wwe. Rathmannj 10 6 206. B. Roſenfeld 10 6 197. E. W. Roſenfeld] 10 6 1 198. Schröder 9 6 1489. Schade, Ferd. 10 6 2010. Schade, Wilh. 10 6 I 119

Cönnern.

1. Berger 71 1202. Eberus 7 19 2Z. Gerth 10 1 81 224. Gotſch u5. Günther 1 8 206. Harniſch sen. 71 1207. Harniſch jun. 10 6 188. Knauf 1 7] 209. Linke 1 81 1810. Schmidt I 8 19Löbejün.

1. Berg 9 6 182. Fauſt e 43. Göſchke 1 6 4 204. Hädicke 1 61 205. Hudemann 816. Laue 1 41 m 207. Rebentiſch 10 6 208. Tümmler, Fr. 10 6 1199. Tümmler, Carl 1 8 5 1910. Weiland 1 6 120
Bekanntmachung.an unſerer Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll

Das zu Piltitz gelegene, im Hypo am 6. Mai d. J., Vormittags 11 Uhr,
Zu den Dioramen, welche nur noch

kurze Zeit im goldnen Pflug aufge
thekenbuche unter Nr. 2 eingetragene, den an Gerichtsſtelle zu Landsberg ſubha ſtellt bleiben, iſt das Entrée 21 und
Erben des Handarbeiter Schieritz zuge ſtirt werden.
hörige Wohnhaus, abgeſchatzt auf 190 Delitzſch, den 21. Januar 1850.
zu Folge der nebſt Hypothekenſchein in Kreisgericht, I. Artgeluns

Jjür Kinder die Hälfte.
Halle, d. 4. Februar 1850.

A. Herbſt, Maler.



Häuſer von 1000 bis 6000 zuDie Strohhut- Wäsche und Bleiche
von J. W. Wieſe, Schmeerſtraße Nr. 466,

empfiehlt ſich einem geehrten hieſigen und auswärtigen Publikum zur gefälligen An
Strohhüten zum Waſchen, Bleichen, Umnaähen und Moderniſiren.

Halle, den 7. Februar 1850.

Handſchuhe,für Herren und Damen, in Seide, Zwirn u. Baumswolle,
empfiehlt in reichlicher Auswahl zu den billigſten Preiſen

A. PohIMmann junior
Brüderſtraße er.

Das Garderobe- Magazin von B. Salim,
Leipzigerſtraße Nr. 396, im Hauſe des Conditor Herrn Lehmann,

empfiehlt ſein reichhaltiges Lager Frühjahrs- Anzüge in neueſter Fahon, Tuchatmete und Twins, Tuch- und Buckskin-Beinkleider.

Conſirmanden Anzeige.
Eine reichhaltige Auswahl in allen nur möglichen Weſtenſtoffen, ſo wie die noch

vorräthigen Winterſachen, weit unter den koſtenden Preiſen, werden verkauft und
bitte bei vorkommendem Bedarf unter Verſicherung der ſtrengſten Reellität um
reundliche Beachtung.Garderobe Magazin von B. Salim, Nr. 396.

Einen fröhlichen Geber hat Gott lieb!
ieſer Verheißung des Apoſtels (II. Cor. 9, 7) können die nachſtehenden Geberum I v als mein der letzten Nummer des Couriers enthaltener

Hülferuf, für die durch die Oderüberſchwemmung liebevoller Unterſtützung bedürftig
gewordenen Schleſier, ſo wenig an ſie, als an irgend einzelne Perſonen gerichtet war,
und ſo auch den Schein gebrauchlicher moraliſchen Nöthigung von ſich fern hielt, und
als dem ſchwachen Rufe die Hülfe gleichſam auf dem Fuße folgte. Fr. Zimmer-
mſtr. Werther 1 Fr. Langenberg 5 Carl Langenberg 2 Fr.
Deßmann 5 Jungfr. Oppia 5 Jungfr. Bulla 5 Fraäul. Grilla 7
6 Hr. Grut 10 von ungenannter, aber wohl erkannter Hand
2 durch Hrn. Zehme, Stud. Philol., von einigen hieſ. ſchleſ. Studirenden
1 25 Hr. Bockemüller 10 Hr. Brauckhoff 5 M. S. 1 Hr.
Ober- Amtmann Herzog auf Beuchlitz 1 Ungen. 3 10 Summa 12
welche heute gegen Poſtſchein von mir an den Rittergutsbeſ. Mandel auf Klein-
Wierſewitz, als Mitglied des Guhrauer Kreis -Comité's geſendet worden ſind.
Moöge der allein freimachende Geiſt des Herrn (II. Cor. 3, 17) Vieler Herzen und
Hände zu gleich freien Gaben der Liebe offnen.

Halle (Schifferthor Nr. 2190 bei der Frau Zimmermeiſter Werther)
am 5. Februar 1850.

Polenz, Major a. D.

3 Stück ſtarke braune Ackerpferde, 6
und 10 Jahr alt, ſind zu verkaufen in
Trotha Nr. 57.

Dienstags, den 12. d. Mts. Abends
6 Uhr ſingt der Wansleber Ge-
ſangverein in Amsdorf.

e c

Gebauerſche Buchdruckerei in Halle.

jedem Geſchäft ſich eignend, in den frequente
ſten Straßen gelegen, weiſet nach der Com
miſſionair A. Schulze, Miettelſtraße
Nr. 139.

Einige junge Mädchen, welche das
Strohhurnahen,
entgeldlich erlernen wollen, werden jetzt
noch angenommen und haben dann fort-
während Beſchaäftigung in der Strohhut-
fabrik, Putz und Modehandlung von J.
Cohn, gr. Ulrichsſtraße Nr. 57.

Geubte Strohhutnaher finden dauernde
Beſchaftigung bei J. Cohn.

NRitter- und Landgüter
in jeder Große und Lage, werden zu kau-
fen und zu pachten geſucht durch A. Linn
in Halle, Lucke Nr. 1386.

Kapital-Geſuch.
30,000, 18,000, 17,006, 15,000, 1500,

1000, 500 und 100 werden gegen
ſichere ländliche Hypotheken zu leihen ge
ſucht durch A. Linn in Halle, Lucke
Nr. 1386.

Ein Landgut
mit eintraglichen Nebenbranchen iſt für
40,000 zu verkaufen oder gegen ein
Gut oder Gaſthof, im Werthe von 10
15,000 zu vertauſchen. Das Na
We A. Linn in Halle, Lucke Nr.
nur

Ein gewandter Detaillist wird zum s0-
fortigen Antritt gesucht Ober- Leipziger-
strasse Nr. 1649.

Drei gute Zugpferde von 4, 9 und 10
Jahren, erſtere braun, letzteres ſchwarz,
Wallachen; ein Reitpferd, 6 Jahr alt,
Sammtrappe, Stute, kraftig und brav,
und drei ſtarke friſchmilchende Kühe ver-
kauft das Rittergut Schieferhof zu
Obhauſen bei Querfurt.

-”S—oGGSSVGSCCCCCwnnam
FamilienNachrichten.

Entbindungs- Anzeige.
Heute fruüh wurde meine liebe Frau

Alwine, geb. Heſſe, von einem geſun-
den muntern Mädchen glücklich entbunden.

Halle, den 6. Februar 1850.
Louis Kehſe.

ſo wie Putzmachen un
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